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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 260 der Fraktion der 
CDU/CSU - Nr. 3299 der Drudtsachen - 

Maßnahmen gegen Besatzungsnotstände in 
Bad Oeynhausen 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 
Nr. 260 der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

Frage 1; Ist die Bundesregierung bereit, durch eindringliche Ver- 
handlungen mit der Besatzungsmacht - zumal im Hinblick 
auf Sinn und Ziel des General Vertrages - die alsbaldige 
Herstellung von für die Bevölkerung tragbaren Verhält- 
nissen, insbesondere die Erhaltung und Rückgabe 
deutschen Eigentums für die Heilung suchende Mensch- 
heit herbeizuführen? 

Bad Oeynhausen ist Sitz des Hauptquartiers der Britischen Rhein- 
armee. Die Inanspruchnahme von Wohngrundstücken, gewerblichen 
Betrieben, insbesondere Hotels, Gaststätten und Fremdenheimen, 
zahlreicher öffentlicher Gebäude einschließlich Kirchen und Schulen 
ist ungleich größer als in nahezu allen anderen Städten des Bundes- 
gebiets. Mit Rücksicht auf diese Lage hat sich das Bundesministerium 
der Finanzen, den Anregungen der Stadtverwaltung von Bad Oeyn- 
hausen folgend, entschlossen, außerhalb des alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts zu Lasten des Einzelplans 
XXVII Mittel für den Bau eines großen Bürogebäudes für Zwecke 
des britischen Hauptquartiers zur Verfügung zu stellen. Die Durch- 
führung dieses Vorhabens hätte es ermöglicht, eine große Zahl über 
das Stadtgebiet verstreuter britischer Dienststellen zusammenzulegcn; 
dadurch hätten nach den Ermittelungen der Stadt 87 Wohnhäuser, 
Hotels und Fremdenheime freigemacht und ihren Eigentümern 
zurückgegeben werden können. Damit wäre auch die Möglichkeit 
gegeben gewesen, wenigstens in gewissem Umfang die Wiederauf- 
nahme des Badebetriebes einzuleiten, und damit über die Rückgabe 
des Eigentums hinaus Bad Oeynhausen seiner vornehmsten Zweck- 
bestimmung als Heilbad zuzuführen. 


I^rnck: F«t«r Bikiidorl-Sicfbiirg 

A.ll«iB-T«rtri«b : Di. fia>t M«f tr. Aadaniach. Bralt« Ste. 36 
QBd WUabadea, Niatzichaatr. f 



Die Absicht des Bundesmlnisteriums der Finanzen ist dem Herrn 
Britischen Finanzberater am 20. Mai 1951’- II C Bes. 4035 - 2246/51 - 
mitgeteilt worden. In dem Schreiben war um eine Bestätigung 
gebeten worden, daß die britisdie Besatzungsmacht bereit sein würde, 
nadh Fertigstellung des Bürogebäudes dieses in Benutzung zu nehmen 
und dafür näher zu bezeichnende, in Anspruch genommene Grund- 
stücke freizugeben. Das Amt des Britisdien Finanzberaters hat sich 
jedodi am 16. August 1951 - F 37/7/1 Part II - dahin geäußert, 
daß der Herr britische Hohe Kommissar mit Rücksicht auf die 
außerordentlichen Haushalts- und Kassenschwierigkeiten des Bundes 
der Auffassung sei, die Errichtung des Bürogebäudes müsse zurück- 
gestellt werden, bis sich die finanzielle Lage des Bundes gebessert 
haben werde. Das Bundesministerium der Finanzen hat dieser 
Stellungnahme nachdrücklich widersprochen und dargelegt, daß die 
Errichtung des Gebäudes nach seiner Fertigstellung zu einer finan- 
ziellen Entlastung des Besatzungskosten- und Auftragsaüsgabenhaus- 
halts führen würde. Die britische Besatzungsmacht hat jedoch eine 
Änderung ihres Standpunktes abgelehnt. 

Bei dieser Sachlage sieht sich das Bundesministerium der Finanzen 
im Augenblick nldit in der Lage, sofort wirksame Maßnahmen zu 
ergreifen. Inwieweit sich die Lage nach Abschluß des Generalver- 
trages ändert, kann im Augenblick noch nicht abgesehen werden. 

Frage 2: Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit dem Lande 
Nordrhein- Westfalen wirtschaftliche und finanzielle Hilfs- 
maßnahmen zu treffen, um die außergewöhnlichen 
Besatzungsnotstände in Bad Oeynhausen zu beseitigen 
und der Bevölkerung des Weltbades die Erfüllung ihrer 
segensreichen Aufgabe zum Heile der Kranken wieder 
zu ermöglichen? 

Wie bereits zur Beantwortung der Frage 1 ausgeführt, setzt die 
Wiederherstellung normaler Verhältnisse im Wirtschaftsleben der Stadt 
und die Wiederaufnahme des Badebetriebes eine Freigabe des in 
Anspruch genommenen Grundbesitzes voraus, zu der die britische 
Besatzungsmacht bisher nicht bereit war. Die Erörterung wirtschaft- 
licher und finanzieller Hilfsmaßnahmen für Bad Oeynhausen kann 
solange nicht zweckdienlich sein, als die tatsächlichen Voraussetzungen 
für derartige Maßnahmen nicht gegeben sind. 


Schaffer 



